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Der Zukunftsrat hat seit März des vergan-
genen Jahres getagt. Sie haben ein Papier 
zur Reform des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks vorgelegt. Sie werden  grund-
sätzlich. Sie sagen, aus dem Programm-
auftrag muss ein Angebotsauftrag wer-
den. Der soll sich stärker an Demokratie, 
Gemeinwohl und Teilhabe orientieren. 
Ein Vertreter der Öffentlich-Rechtlichen  
würde sagen: Das machen wir, wir leisten 
die Grundversorgung, da ist alles drin. 
HUBER: Die intendantinnen und intendan-
ten mögen das sagen. Das Problem ist nur, 
dass dieser von der Verfassung vorgegebe-
ne auftrag –  den wir angebotsauftrag 
nennen, weil es nicht mehr nur das lineare 
Programm gibt – im angebot zu selten er-
lebbar ist. Das gesamtangebot ist im hin-
blick auf die Privaten nicht genug unter-
scheidbar. ich sehe eine gewisse fixierung 
auf die Quote, die zudem vor allem bei den 
über 60-Jährigen geholt wird. uns geht es 
darum, dass der öffentlich-rechtliche 
rundfunk die ganze gesellschaft zusam-
menbringt, dass er ihre Selbstverständi-
gung ermöglicht und alle gruppen mit-
nimmt. Die jungen Leute sind häufig 
schon gar nicht mehr dabei, ebenso wenig 
Menschen mit Migrationshintergrund. 
JÄKEL: Die gesellschaft hat sich verändert. 
Debatten werden mit größerer härte ge-
führt. Das Land ist vielfältiger geworden. 
Viele Menschen erreichen die öffentlich-
rechtlichen noch nicht oder nicht mehr 
ausreichend. Deshalb glauben wir, dass die 
Schärfung des auftrags wichtig ist.

Sie zählen auf, was zum Auftrag gehört: 
Information, Bildung, Kultur, Unterhal-
tung und Sport. Das haben wir doch alles.  
What’s new?
JÄKEL: es geht uns um klarere unter-
scheidbarkeit. Stichwort innovationsgeist, 
originalität, experimentierfreude! Plat-
zierung von qualitätsvollen inhalten auch 
zu besten Sendezeiten. 
HUBER: Das neue unseres Vorschlags ist, 
dass sich das angebot daraufhin überprü-
fen lassen muss, ob mit ihm der auftrag 
erfüllt wird. 

Der größte Schritt, den Sie vorschlagen, 
betrifft die ARD. Sie wollen, dass eine 
neue ARD-Anstalt gegründet wird, die  an 
die Stelle der bisherigen Arbeitsgemein-
schaft tritt. Wenn ich mir den Ist-Zustand 
ansehe, sage ich: Wir haben ein föderales 
System, das ist die ARD. Wir haben ein 
zentral-bundesweites Angebot, das ist das 
ZDF. Wir haben Dutzende ARD-Radios 
und das bundesweite Deutschlandradio. 
Soll die ARD jetzt wie das ZDF werden? 
JÄKEL: nein! Das föderale element erhält 
größere Bedeutung, die Landesrundfunk-
anstalten mehr raum für das regionale. 
Die arD-anstalt konzentriert sich auf das 
Überregionale. Was wir vorschlagen, ist 
keine Kopie des ZDf, sondern die Voraus-
setzung für eine kraftvolle arD. 
HUBER: Zurzeit investieren die Landes-
rundfunkanstalten in der arD einen er-
heblichen teil ihrer Kräfte in ihre nationa-
le Sichtbarkeit und in eine aufwendige Ko-
ordination. Das geht zulasten der Präsenz 
in den regionen. Wir sehen eine kaum 
strategiefähige arD. Die neun Landes-
rundfunkanstalten sollten ihre Kernaufga-
be stärker wahrnehmen und natürlich wei-
ter dem ersten und den Mediatheken zu-
liefern, aber auf anforderung.

Wieso   alles doppelt –  ARD und ZDF?
HUBER: in unserem Land leben mehr als 
84 Millionen Menschen. Da brauchen wir, 
auch um des Wettbewerbs willen und um 
unterschiedliche Perspektiven zu Wort 
kommen zu lassen, zwei große öffentlich-
rechtliche anstalten, die verlässliche Be-
richterstattung und common-ground-
angebote bieten. 

Warum streichen Sie das ZDF nicht? 
Oder lassen das Erste weg. Dann hätten 
wir das ZDF  und die ARD-Sender  regio-
nal. Dann müsste die ARD nicht mehr 
den ganzen Tag sich selbst koordinieren. 
JÄKEL: Die öffentlich-rechtlichen sind 
eine erfolgsgeschichte. für unsere Demo-
kratie werden sie in Desinformationszei-
ten wichtiger denn je. aber sie müssen ef-
fizienter, digitaler werden und ihren auf-
trag besser erfüllen. gefragt sind 
umbauten nicht im System, sondern des 
Systems. Deshalb schlagen wir ein ganzes 
Paket vor. und das fordert das ZDf genau-
so – strukturell, im führungsverständnis, 
kreativ und journalistisch. allerdings flie-
ßen 70 Prozent des Beitragsvolumens in 
die arD-familie. Sie wird aufwendig ko-
ordiniert, sie ist schwerfällig. Sie ist re-
formwillig, aber nicht wirklich reformfä-
hig. Sie hat keine klare Leitung. Der arD- 
Vorsitzende hat keinen Durchgriff. Die 
arD braucht Leitung. und aufgabentei-
lung. Was zentral ist, soll zentral geregelt 
werden und regionales regional. aber bit-
te nicht: Jeder macht alles. Die neue an-
stalt wäre verantwortlich für alles Bundes-
weite, das erste und die Mediatheken – 
und für alle Verwaltungsaufgaben, gerade 
in den angebotsfernen Bereichen. Die 
Landesrundfunkanstalten konzentrieren 
sich dann auf das regionale. Wir nennen 
es organisierte regionalität.

Warum sagen Sie, Fusionen einzelner 
Landesrundfunkanstalten seien nicht 
sinnvoll? Da fallen mir Radio Bremen 
oder der Saarländische Rundfunk ein. 
JÄKEL: Wir schlagen ein reformpaket, ein 
„Kraftpaket“ vor. Die öffentlich-rechtli-
chen sollen öffentlich-rechtlicher werden. 
Dazu zählt wesentlich die regionale 
grundversorgung durch WDr, nDr, 
MDr und so weiter. Die Präsenz vor ort 
ist doch gerade wichtig. außerdem würde 
der Koordinationsaufwand kaum sinken. 
aber ist es notwendig, dass jede anstalt al-
les macht? Das ist nicht mehr zeitgemäß. 
HUBER: Die Landesrundfunkanstalten 
werden in Zukunft einen deutlich geringe-

ren teil des Beitragsaufkommens bekom-
men, sie werden schlanker, die Mehrfach-
strukturen in der arD werden abgebaut. 
Der fokus liegt auf dem inhaltlichen, da-
für sollen mehr Mittel frei werden.

Zur internen Senderstruktur  sagen Sie: 
Geschäftsführung, Medienrat,  Verwal-
tungsrat. Fangen wir bei der „kollegia-
len“ Geschäftsführung an. Die sollen 
möglichst alle Sender haben. Das heißt, 
Intendanten brauchen wir  nicht mehr. 
JÄKEL: Die Zeit der alleinentscheider ist 
vorbei. Wir sagen, dass die neue arD-an-
stalt, das ZDf und das Deutschlandradio 
im digitalen Zeitalter kollegiale geschäfts-
leitungen benötigen. Wir schlagen zudem 
eine oder einen Verantwortlichen für die 
erfüllung des auftrags und den Publi-
kumsdialog vor, also in den geschäftslei-
tungen eine starke Stimme für die ge-
meinwohlorientierung. Wir äußern uns 
nicht zu den Strukturen in den Landes-
rundfunkanstalten, könnten uns aber vor-
stellen, dass diese sich im Lauf der Zeit an-
gleichen. 

Medienrat und Verwaltungsrat: Wodurch 
unterscheiden die sich von dem, was wir 
bisher haben? ARD-Rundfunkräte, 
ZDF-Fernsehrat und Verwaltungsräte. 
JÄKEL: Sie unterscheiden sich zuallererst 
durch die präzise aufgabenverteilung und 
ein neues rollenverständnis. Der Medien-
rat soll als garant der auftragserfüllung 
dienen. Deshalb ist er pluralistisch aufge-
stellt. 16 Mitglieder werden von den Land-
tagen entsandt, 32 politikferne Mitglieder 
sollen die Zivilgesellschaft vertreten. Die-
ser Medienrat wacht darüber, ob der an-
gebotsauftrag erfüllt wird. Der Verwal-
tungsrat ist ein Profi-gremium. ein klei-
ner Kreis von Menschen, die ausgewiesene 
Managementerfahrung haben, und drei 
oder vier sogenannte „Weise“, die das ge-
meinwohl besonders im Blick haben. Das 
gremium hat große, die oberste strategi-
sche Verantwortung und ernennt und be-
aufsichtigt die geschäftsleitung. 
HUBER: Der Medienrat hat eine rückbin-
dung an die Landesparlamente und den 
gesetzgeber. er ist unverzichtbar, jedoch 
auf die gewährleistung der auftrags-
erfüllung beschränkt. Dafür hat er zwei 
instrumente: die Bestimmung des Ver-
waltungsrats und die entgegennahme 
oder Bestellung von Berichten über die 
auftragserfüllung und deren Veröffentli-
chung. So kann und soll er auch die öf-
fentlichkeit mit ins Boot holen. 

Der Medienrat rekrutiert sich wie? 16 
Mitglieder werden von den Landtagen 
gewählt. Woher kommen die Übrigen? 
HUBER: nach unserer Vorstellung braucht 
es auf der grundlage der ZDf-entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts eine 
staatsferne, wenn auch nicht staatsfreie 
Zusammensetzung. es ist aufgabe des 
gesetzgebers und eine frage der ein-
schätzung und Beobachtung der gesell-
schaftlichen entwicklung, dafür den 
Schlüssel festzulegen. 

Der Verwaltungsrat bestimmt, wer in der 
Geschäftsführung sitzt. Im Moment wer-

den die Intendanten vom Rundfunkrat 
gewählt. Das erscheint mir demokrati-
scher. 
JÄKEL: Wir formulieren präzise anforde-
rungen an den Verwaltungsrat. es ist es-
senziell, dass die Verwaltungsräte füh-
rungs- und transformationserfahrung 
haben. Dieses gremium wird die richti-
gen führungskräfte für die anstalt aus-
wählen können. 
HUBER: Die theoretisch demokratischste 
Variante wäre natürlich, dass die Landta-
ge unmittelbar die Vorsitzenden der ge-
schäftsleitung wählen. Das aber wäre 
nicht im Sinne der rundfunkfreiheit. im 
Übrigen wird demokratische Legitima-
tion nicht nur durch personelle und orga-
nisatorische Vorkehrungen sicherge-
stellt, sondern auch durch sachlich-in-
haltliche und institutionelle. Wir gehen 
davon aus, dass mit unseren Vorschlägen 
die umsetzung des vom gesetzgeber be-
schlossenen auftrags im Sinne einer 
sachlich-inhaltlichen Legitimation die 
tätigkeit der anstalten in Zukunft viel 
stärker anleiten wird. Dadurch wird das, 
was man an demokratischer Legitimation 
bei der Bestellung der organe verlieren 
mag, durch eine effizientere Steuerung 
mehr als kompensiert. insofern ist unser 
Modell mindestens so demokratisch wie 
das aktuelle. 

ARD, ZDF und Deutschlandradio sollen 
eine Plattformgesellschaft fürs Internet 
bilden. Was macht die? Mit eigenen Algo-
rithmen Konkurrenz zu Amazon,  Disney, 
Spotify und Netflix? 
JÄKEL: Das klingt bei ihnen so ironisch. 
aber genau darum geht es: nicht nur um 
den inhalt, sondern auch um die user-ex-
perience. Da müssen Sie technologisch 
mit den globalen Plattformen wenigstens 
halbwegs mithalten. Die arD-Mediathek 
wird heute in einem koordinierenden Mit-
einander aus neun anstalten weiterentwi-
ckelt, ohne klare Leitung. So kommt man 
im Schneckentempo voran. Wir sagen, 
dass sich arD, ZDf und Deutschlandra-
dio zusammentun müssen, weil es sinnlos 
ist, Plattformen parallel zu entwickeln. in-
haltlich bleiben sie autonom.
HUBER: Die Zukunft liegt im non-Linea-
ren. Wenn funktionieren soll, was wir uns 
im interesse des gemeinwohls von den 
öffentlich-rechtlichen erwarten, brau-
chen wir eine für alle Schichten und al-
tersgruppen attraktive Plattform. 
JÄKEL: Diese Plattform muss ein Magnet 
werden, anziehungspunkt für Qualität, 
wie es früher das erste und das Zweite als 
Knöpfchen auf der fernbedienung waren. 

Stichwort Rundfunkbeitrag. Der Rund-
funkbeitrag bleibt, aber Sie stellen die Fi-
nanzierung vom Kopf auf die Füße oder 
umgekehrt. Motto: Erst auszahlen, dann 
kontrollieren, ob die Sender ihren Job gut 
gemacht haben. Wenn ja, fein, wenn nein, 
gibt es Abzüge. Wäre das, verknappt, rich-
tig beschrieben? 
HUBER: Ja. 
JÄKEL: Dahinter verbirgt sich eine Metho-
dik, die im einzelnen zu entwickeln ist und 
die sich von den durch die Politik formu-
lierten Leitplanken des auftrags herleitet, 

natürlich unter strenger achtung der Pro-
grammautonomie. orientierungslinien 
wären: erreichen wir genügend junge 
Leute? Sind die anstalten im Dialog mit 
den Bürgerinnen und Bürgern? unter-
scheiden sich arD und ZDf ausreichend?
HUBER: Die Kommunikationswissenschaf-
ten haben Kriterien dafür entwickelt, wie 
sich die angebotsqualität messen lässt. 
Der gesetzgeber hat diese im Staatsver-
trag festzulegen. eine neue und weiter völ-
lig unabhängige Kef würde dies dann 
operationalisieren. 

Das wird interessant. Bislang ist die Ge-
bührenkommission KEF ein Gremium 
von Rechnungsprüfern. Die KEF  betreibt 
eine aufwendige Wirtschaftlichkeitsprü-
fung. Die Anstalten sagen, wie  viel Geld 
sie angeblich brauchen. Die KEF rechnet 
durch und schlägt vor, wie hoch der Rund-
funkbeitrag ausfallen soll. Nach Ihrem 
Vorschlag soll die KEF die Frage beant-
worten können: Hat ein Sender den Auf-
trag erfüllt? Wie stellen Sie sich das vor? 
HUBER: Wir gehen davon aus, dass Kom-
munikationswissenschaftler, Digitalexper-
ten, Mediensachverständige in diese neue 
Kef mit aufgenommen werden. Die Kef 
überprüft kontinuierlich und berichtet alle 
zwei bis drei Jahre. Wenn sie, wissen-
schaftlich fundiert, zu dem ergebnis 
kommt, dass der auftrag nicht ordentlich 
erfüllt wurde, setzt sie –  vermutlich durch 
Verwaltungsakt –  abschläge fest, die zu 
abzügen in der finanzausstattung der an-
stalt führen. 
JÄKEL: in unserem Bericht heißt es: „eine 
regelmäßige evaluation der auftrags-
erfüllung muss wissenschaftlich fundiert, 
unabhängig, nach transparenten Krite-
rien und Verfahren erfolgen, die stetig 
weiterentwickelt werden.“ Die Daten sol-
len jährlich erhoben, den gremien vorge-
legt werden und öffentlich zugänglich 
sein. Die Kriterien leiten sich vom auf-
trag ab und müssen auf das jeweilige Me-
dium und genre zugeschnitten sein. es 
können Kriterien sein wie Verlässlich-
keit, Wahrhaftigkeit, Vielfalt, innovation, 
Verständlichkeit, transparenz oder Zu-
gänglichkeit. Das zieht einen neuen roten 
faden durch das System der öffentlich-
rechtlichen – vom auftrag über die Zu-
sammensetzung der geschäftsleitung bis 
zur finanzierung.

Das Ganze beginnt bei dem Beitragsauf-
kommen, das wir jetzt haben, also rund 
8,5 Milliarden Euro im Jahr. Und dann, 
sagen Sie, soll das mit einem Preis-Index 
verbunden werden? Wie sähe der aus? 
HUBER: es gibt medienspezifische infla-
tionsindizes. ein solcher wäre auch hier 
anzuwenden. Der würde grundsätzlich zu 
einer automatischen Beitragsanpassung 
führen. allerdings soll die neue Kef alle 
drei bis fünf Jahre auch überprüfen, wel-
che einsparpotentiale sich durch die um-
setzung unseres reformpakets ergeben ha-
ben, und das den Ländern vorlegen.
JÄKEL: unsere reformen werden die 
Strukturkosten deutlich verringern, das 
kann zu einer absenkung des Beitrags 
führen oder ins angebot investiert wer-
den. Das entscheiden die Länder. 

Bei den Gehältern sind Sie großzügig. Sie 
wenden sich gegen „Gehaltspopulismus“. 
Zugleich  gegen „außergewöhnliche Ver-
sorgungsansprüche“. Das finde ich, wo 
wir gerade den RBB-Skandal gesehen ha-
ben, in der Gesamtaussage erstaunlich. 
JÄKEL: Warum? 

Weil die Gehälter im öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk sehr hoch sind. Weil es zu 
wenig Kontrolle gibt – beim RBB haben 
die Gremien total versagt. Weil die Ver-
sorgungsansprüche exorbitant sind. 
JÄKEL: Deshalb plädieren wir ja für schlag-
kräftige, kompetente gremien. 

Aber am Gehaltsgefüge würden Sie nichts 
ändern. 
HUBER: Das haben wir nicht gesagt. Wir 
sind der Meinung, dass sich an der absen-
kung der intendanten- oder geschäftsfüh-
rer-gehälter nicht die Wirtschaftlichkeit 
und Zukunftsfähigkeit des öffentlich-
rechtlichen rundfunks festmachen lässt. 
Wir wollen es den gremien überlassen, 
was sie glauben aufwenden zu müssen, um 
das geeignete Personal zu bekommen.

Sie haben Ihr Papier einstimmig verab-
schiedet. Es endet mit offenen Fragen. Die 
Themen sind: Wie steht es um die duale 
Rundfunkordnung mit Öffentlich-Recht-
lichen, Privaten und der Presse generell? 
Werbung. Die mehr als 100 Beteiligungs-
firmen von  ARD und ZDF. Landesme-
dienanstalten, die über den Rundfunkbei-
trag mitfinanziert werden. Die Klangkör-
per, der Denkmalschutz. Waren Sie sich 
da nicht einig? Fanden Sie das nicht wich-
tig genug? Oder heben Sie sich das für 
eine zweite Runde des Zukunftsrats auf? 
JÄKEL: Puh. obwohl wir uns sehr gut ver-
standen haben, benötigen wir jetzt alle 
erst mal eine Pause, oder, Peter? 
HUBER: Ja. Wir haben 250 Stunden ge-
meinsamer arbeit hinter uns, viele Sitzun-
gen am Wochenende, ehrenamtlich. Das 
hat Spaß gemacht, war aber auch kräfte-
zehrend. 
JÄKEL: Wir haben uns auf die frage kon-
zentriert: Was führt die öffentlich-recht-
lichen in die Zukunft? Wir konnten nicht 
alle themen angehen. Wir haben ohne 
Scheuklappen, mit einer gewissen frische, 
aus unterschiedlichen Perspektiven, wie 
ich glaube, kreative Vorschläge entwickelt. 
HUBER: im Zukunftsrat bestand vollständi-
ge einigkeit, dass alle offenen Punkte 
dringend geklärt werden müssen. 
JÄKEL: Die reaktionen, die wir seit der 
Veröffentlichung des Berichts erhalten, 
sind enorm positiv. gerade die Moderni-
sierungswilligen lesen unseren Bericht 
und verspüren rückenwind. und ich habe 
den eindruck, dass auch die Länder mit 
gestaltungslust auf unsere Vorschläge 
schauen.
 
Julia Jäkel ist  Aufsichtsrätin,  Medienmanagerin 
und ehemalige Verlagschefin von Gruner + Jahr.

 Peter M. Huber ist Professor  für Öffentliches 
Recht und Staatsphilosophie an der LMU 
München, Bundesverfassungsrichter a. D. und 
ehemaliger Innenminister von Thüringen.
Das Gespräch führte Michael Hanfeld.

Der von den Bundesländern berufene „Zukunftsrat“ macht 
Vorschläge zur reform der öffentlich-rechtlichen. Die betreffen vor allem die arD. 

Wieso? fragen an die ratsvorsitzenden  Julia Jäkel und Peter M. huber

„Die ARD ist nicht
wirklich reformfähig“

Julia Jäkel bei der Vorstellung des Zukunftratsberichts, Peter M. Huber, aufgenommen bei einem Festakt im April 2022 fotos Picture alliance

Das Bundesjustizministerium (BMJ) 
hatte zur aufklärung des Skandals 
um das staatsnahe onlinemagazin 
„Libra“, welches kurz nach amtsan-
tritt von Marco Buschmann (fDP) 
startete, mehrere externe gutachter 
beauftragt. Dies ergibt sich aus ant-
worten der Bundesregierung auf an-
fragen des cDu-Bundestagsabge-
ordneten Martin Plum. einige exper-
tisen befassen sich auch generell mit 
der Juris gmbh aus Saarbrücken, die 
sich mehrheitlich in Staatshand be-
findet und keine redaktionellen Pro-
dukte wie „Libra“ herausgeben darf. 

„Sechs externe gutachten in weni-
ger als einem halben Jahr bestätigen 
den eindruck, dass das BMJ mit der 
Beteiligungsführung bei Juris über-
fordert war“, erklärt Plum: „nach 
dem ‚Libra‘-Skandal herrschte im 
BMJ offensichtlich Panik.“ unter an-
derem beauftragte das Ministerium 
am 25. Juli 2023 ein „rechtsgutach-
ten zur geschäftsführerhaftung“, 
anlass dafür war, laut Ministerium, 
die herausgabe der Publikation „Lib-
ra –  Das rechtsbriefing“. Bereits ei-
nige tage zuvor, am 17. Juli, war das 
gutachten „Memorandum – juris 
gmbh handlungsoptionen und 
rechtliche risiken“ in auftrag gege-
ben worden. hierbei geht es unter 
anderem um die „fehlerhafte Veröf-
fentlichung einer Stellenanzeige ‚re-
daktionsleitung Berlin‘ in der Zeit 
zwischen anfang/Mitte Mai 2023 bis 
6. Juli 2023“.

 Zuerst hatte die f.a.Z. über diese 
Stellenanzeige berichtet. gesucht 
wurde darin jemand für eine Posi-
tion, die es bei Juris gar nicht geben 
darf. ein weiteres gutachten befasst 
sich mit „Vorfragen der Privatisie-
rung der juris gesellschaft mit be-
schränkter haftung (gmbh), unter 
anderem Vergaberecht“.

 nach Plums Berechnungen sind 
für alle gutachten insgesamt Brut-
tokosten von 130.000 euro entstan-
den. Der cDu-Politiker glaubt, dass 
das Vertrauensverhältnis des Bun-
des zur Juris-geschäftsführung zer-
rüttet ist. indes hat das BMJ im ver-
gangenen november reagiert und 
dem langjährigen geschäftsführer 
Samuel van oostrom mit frauke 
Bachler eine erfahrene Managerin 
zur Seite gestellt. obwohl Bachler 
seitdem Sprecherin der geschäfts-
führung ist, vom Mehrheitsgesell-
schafter entsandt wurde und ihr 
nachname alphabetisch, wie im 
handelsregister auch geschehen, 
vorrangig einzuordnen wäre, wird 
sie im Juris-impressum erst hinter 
ihrem männlichen Kollegen ge-
nannt. Jochen Zenthöfer

Die  Gutachten 
zu Juris 
waren teuer
Minister Buschmann 
ließ den Skandal extern 
für 130.000 euro klären

RTL+ bricht zusammen
Der Sender rtL will seinen Strea-
mingdienst rtL+ besser für einen 
Massenansturm rüsten, wie ihn jetzt 
der rummel um cora Schumacher 
ausgelöst hat. „Wir arbeiten intensiv 
daran, dass sich so ein ausfall nicht 
wiederholt“, teilte eine Senderspre-
cherin  mit. gegen ende der reality-
show „ich bin ein Star –  holt mich 
hier raus!“ war rtL+ zusammenge-
brochen. Zuvor hatte man angekün-
digt, dass  Schumacher ausscheidet.  
auf fernsehern sei rtL+ zwar nach 
einer 20-minütigen Störung wieder 
verfügbar gewesen. aber: „auf den 
Web-Browsern sowie auf den ioS- 
und android-apps war die Störung 
von verschiedenen faktoren abhän-
gig und daher auch in der Dauer sehr 
unterschiedlich.“ dpa/f.a.Z.

RBB rechnet nicht ab
Beim rundfunk Berlin-Brandenburg 
(rBB) gibt es weiterhin keine vom 
rundfunkrat festgestellten Jahresab-
schlüsse für 2021 und 2022. Zurzeit 
gehe man davon aus, erstellung und 
Prüfung des Jahresabschlusses 2022 
bis ende März abschließen zu können, 
teilte der rBB mit. Die Jahresab-
schlüsse haben sich wegen der auf-
arbeitung des Senderskandals verzö-
gert. nach der fertigstellung sei „eine 
Befassung der gremien mit beiden 
Jahresabschlüssen vorgesehen“, sagte 
eine Sprecherin.  für den Jahresab-
schluss 2021 sei das testat durch die 
Wirtschaftsprüfer erteilt worden. 
auch der Prüfungsbericht liege  vor. 
Die Prüfung des Jahresabschlusses 
2022 konnte beim rBB aber noch 
nicht beendet werden. epd/f.a.Z.

„Sarah Kohr“ lief nicht
gestern haben wir an dieser Stelle 
den film „Sarah Kohr – Zement“ an-
gekündigt. Wir hatten nicht beachtet, 
dass das ZDf sein Programm auf 
handball umgestellt hatte. Wir bitten, 
den fehler zu entschuldigen. f.a.Z.

Kurze Meldungen
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